
steht der Aufsicht des Rates des Kreises. Der Ver­
walter hat die beschlagnahmten Vermögenswerte so­
fort in Besitz und Verwaltung zu nehmen.

1 . Strafprozeßordnung - StPO

§ 115
Beschlagnahme von Postsendungen 
sowie Überwachung und Aufnahme 
des Fernmeldeverkehrs
(1) Die Beschlagnahme der an den Beschuldigten 
gerichteten Briefe, Telegramme und sonstigen Sen­
dungen auf der Post kann angeordnet werden. Fer­
ner können auf der Post solche Sendungen beschlag­
nahmt werden, bei denen der Verdacht besteht, daß 
sie von dem Beschuldigten herrühren oder für ihn 
bestimmt sind und daß ihr Inhalt für die Untersu­
chung Bedeutung hat.
(2) Ergibt sich nach der Öffnung der Sendung, daß 
ihre Zurückhaltung nicht erforderlich ist, ist sie der 
Post wieder auszuhändigen.
(3) Der Teil eines zurückgehaltenen Briefes, dessen 
Vorenthaltung nicht durch die Rücksicht auf die Un­
tersuchung geboten erscheint, kann dem Empfangs­
berechtigten abschriftlich mitgeteilt werden.
(4) Die Überwachung und Aufnahme des Fernmel­
deverkehrs auf Tonträger kann angeordnet werden. 
Sie darf nur erfolgen bei Vorliegen des dringenden 
Verdachts
1. von Straftaten, die nach §225 des Strafgesetzbu­

ches der Anzeigepflicht unterliegen;
2. von Straftaten der Luftpiraterie, des Rauschgift­

handels und anderen Straftaten, deren Bekämp­
fung in internationalen Konventionen gefordert 
wird;

3. von Straftaten, die unter Benutzung von Telefon­
anschlüssen vorbereitet oder begangen wurden 
und mit Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren 
bedroht sind.

Diese Anordnung darf sich nur auf Anschlüsse er­
strecken, die dem Beschuldigten gehören oder die 
der Beschuldigte allgemein benutzt oder von denen 
Nachrichten, die der Straftat dienen, übermittelt 
werden sollen. Die Anordnung ist unverzüglich auf­
zuheben, wenn der Grund ihres Erlasses weggefallen 
ist. Aufzeichnungen, die nicht mit der Straftat in 
Verbindung stehen, sind zu vernichten.
(5) Die Beteiligten sind von der Postbeschlagnahme 
sowie von der Überwachung und Aufnahme zu be­
nachrichtigen, sobald dies ohne Gefährdung des Un­
tersuchungszweckes geschehen kann.

§ 116
Vermögensbeschlagnahmc
(1) Die Vermögensbeschlagnahme wird unter An­
gabe des Tages und der Stunde schriftlich angeord­
net. Die Anordnung hat dieselben Wirkungen wie 
die Beschlagnahme einzelner Gegenstände. Sie um­
faßt auch das Vermögen, das der Beschuldigte oder

der Angeklagte während der Dauer der Vermögens­
beschlagnahme erwirbt.
(2) Im Falle der Vermögensbeschlagnahme sind alle 
Maßnahmen zur Feststellung des Vermögens des Be­
schuldigten oder des Angeklagten zu treffen; insbe­
sondere ist der Beschuldigte oder der Angeklagte bei 
seiner Vernehmung aufzufordern, eine genaue Er­
klärung über sein Vermögen abzugeben.
(3) Die Bekanntmachung der Vermögensbeschlag­
nahme und ihrer Aufhebung an den Beschuldigten 
oder den Angeklagten erfolgt durch Zustellung. Sie 
werden außerdem durch Aushang an der Gerichtsta­
fel bekanntgemacht. Für die Eintragung der Vermö­
gensbeschlagnahme gilt §114 Absatz 2 entspre­
chend.

§ 117
Wirkung der Beschlagnahme
(1) Eine Verfügung über einen beschlagnahmten 
Gegenstand ist der Deutschen Demokratischen Re­
publik gegenüber unwirksam. Ebenso unwirksam ist 
sie gegenüber dem Geschädigten, wenn die Be­
schlagnahme zu seinen Gunsten erfolgt. Dies gilt 
auch für eine Verfügung durch Zwangsvollstreckung 
oder durch Vollziehung des Arrestes.
(2) Nach Bekanntgabe der Beschlagnahme ist gut­
gläubiger Erwerb an beschlagnahmten Gegenstän­
den und beschlagnahmtem Vermögen ausgeschlos­
sen.

§ 118
Veräußerung
(1) Beschlagnahmte Sachen, die eingezogen werden 
können, dürfen veräußert werden, wenn sie sonst 
verderben könnten oder ihre Aufbewahrung, Pflege 
oder Erhaltung einen volkswirtschaftlich nicht ver­
tretbaren Aufwand erfordern. Der Erlös tritt an die 
Stelle der Sachen.
(2) Zeit und Ort der Veräußerung werden, soweit 
möglich, dem Beschuldigten oder dem Angeklagten, 
dem Eigentümer und anderen, denen Rechte an der 
Sache zustehen, vorher mitgeteilt.

§ 119
Aufhebung der Beschlagnahme
(1) Die Beschlagnahme ist aufzuheben, wenn
1. das Verfahren gegen den Beschuldigten oder den 

Angeklagten nicht nur vorläufig eingestellt wird;
2. der Angeklagte rechtskräftig freigesprochen 

wird;
3. der Angeklagte rechtskräftig verurteilt wird und 

das Urteil nicht auf Einziehung des Vermögens 
oder der beschlagnahmten Gegenstände oder be­
schlagnahmten Forderungen und Rechte lautet.

(2) Eine beschlagnahmte Sache ist dem Berechtig­
ten zu übergeben, wenn die Voraussetzungen der 
Beschlagnahme nicht mehr vorliegen.
(3) Die Beschlagnahme des Vermögens wird aufge-
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